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(Nr. 12844.) Verordnung über den Ausſchuß der Preußiſchen Zentralgenoſſenſchaftskaſſe. Vom 7. Mai 1924. 


Auf Grund des § 12 des Geſetzes vom 31. Juli 1895, betreffend die Errichtung einer Zentralanſtalt zur 
Förderung des genoſſenſchaftlichen Perſonalkredits (Geſetzſamml. S. 310) in der Faſſung der Bekanntmachung 
des Finanzminiſters vom 8. März 1924 (Geſetzſamml. S. 175) wird unter Aufhebung der Verordnung, betr. 
Abänderung der Verordnung vom 4. Oktober 1895 (Geſetzſamml. S. 533), betr. den Ausſchuß der Preußiſchen 
Zeutralgenoſſenſchaftskaſſe, vom 8. November 1920 (Geſetzſamml. S. 523) folgendes verordnet: 


81. 8 

0) Der Ausſchuß der Preußiſchen Zentralgenoſſenſchaftskaſſe iſt berufen, den Inhabern der Stamm⸗ 
einlagen eine Mitwirkung bei der Führung der Geſchäfte der Preußiſchen Zentralgenoſſenſchaftskaſſe nach dem 
Maße ihrer Beteiligung zu ermöglichen ſowie die lebendige Fühlung der Anſtalt mit den genoſſenſchaftlichen 
Verbandskaſſen und den ſonſtigen Vereinigungen aufrecht zu erhalten, die mit der Anſtalt in regelmäßigem 
Geſchäftsverkehre ſtehen. 

(2) Der Beſchlußfaſſung des Ausſchuſſes unterliegt: 

J. die Bilanz und Gewinnverteilung; 

2. die Feſtſtellung des Haushaltsplans; 

3. der Abſchluß von Verträgen zwecks Übernahme von Stammeinlagen. 

15 ) Dem Ausſchuß iſt Kenntnis von dem geſamten Stande der Geſchäfte zu geben. Die zuſtändigen 
Miniſter und der Präſident der Kaſſe ſind befugt, ihn über alle den Geſchäftsbereich der Anſtalt berührenden 
Fragen gutachtlich zu hören. Der Ausſchuß iſt berechtigt, ſeinerſeits Vorſchläge über die etwa gebotenen 
Maßregeln zu machen. 

(4) Insbeſondere iſt der Ausſchuß gutachtlich zu hören über: 

1. die Grundſätze für die Kreditgewährung, namentlich die bei der Kreditgewährung allgemein ein— 
zuhaltenden Grenzen, die Höhe des Zinsfußes, die Friſten und die Sicherheitsleiſtungen ; 

2. die Grundſätze für die Annahme von Spareinlagen; 

3. die Beſetzung erledigter oder neu einzurichtender Stellen der Mitglieder des Direktoriums; 


4. die Maßnahmen der Staatsregierung zur, Abänderung der die Anſtalt betreffenden Geſetze und 
Verordnungen. a c 


(5) Allgemeine Geſchäftsanweiſungen und Dienſtinſtruktionen find dem Ausſchuß alsbald nach ihrem 
Erlaſſe zur Kenntnisnahme mitzuteilen. f 


Geſetzſammlung 1924. (Nr. 1284412845.) 5 ag ee 
Ausgegeben zu Berlin den 2. Juni 1924. i CC 
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82. 

(1) Der Ausſchuß beſteht aus dem Präſidenten der Kaffe als Vorſitzenden und den von den Inhabern 
der Stammeinlagen ernannten oder gewählten Mitgliedern. 

(2) Jedem Inhaber einer Stammeinlage ſteht für jede Einzahlung im Werte von 50 000 Goldmark 
eine Stimme im Ausſchuſſe zu. Er kann ſoviel Ausſchußmitglieder ernennen, wie er Stimmen hat. Es iſt 
auch zuläſſig, mehrere oder alle Stimmen einem Ausſchußmitgliede zu übertragen. 

(3) Zwei oder mehrere Inhaber von Stammeinlagen, die insgeſamt mindeſtens einen Betrag im Werte 
von 50 000 Goldmark auf ihre Stammeinlagen eingezahlt haben, einzeln aber auf Grund vorftehender 
Beſtimmungen im Ausſchuſſe nicht oder nicht mit ihrem ganzen Kapital vertreten ſind, haben das Recht, ſich 
für den Wert von je 50 000 Goldmark eingezahlter Stammeinlage auf die Ernennung eines Ausſchußmit⸗ 
glieds zu einigen. Soweit eine ſolche Einigung nicht zuſtande kommt, bilden die Inhaber von Stamm⸗ 
einlagen einen Wahlverband, der für jede in ihm vertretene Stammeinlage im Werte von 50 000 Goldmark 
ein Ausſchußmitglied wählt. Die Wahlen erfolgen auf Grund der anliegenden Wahlordnung. 

(4) Für jedes Mitglied des Ausſchuſſes kann ein Stellvertreter ernannt oder gewählt werden. 

(5) Die Amtsdauer der Mitglieder des Ausſchuſſes und ihrer Stellvertreter beträgt drei Jahre, erſtmalig 
vom 1. Januar 1924 an gerechnet. Scheidet ein Mitglied vor Ablauf der Amtsdauer aus dem Ausſchuß 
aus, ſo kann an ſeiner Stelle ein Erſatzmann für den Reſt der Amtsdauer ernannt oder gewählt werden. 

(6) Die Mitgliedſchaft im Ausſchuß erliſcht, ſobald die Stammeinlage, auf Grund deren die Ernennung 
des Ausſchußmitglieds erfolgt iſt, infolge Beendigung des Beteiligungsverhältniſſes oder Abtretung an einen 
Dritten in Fortfall kommt oder eine ſolche Minderung erfährt, daß ſie die Ernennung des Ausſchußmitgliedes 
nicht mehr begründet. Die Mitgliedſchaft der ernannten Mitglieder erliſcht ferner durch Widerruf. 


a 83. 

(1) Der Ausſchuß wählt bei feinem erſten Zuſammentreten aus feiner Mitte für feine Amtsdauer einen 
Stellvertreter des Vorſitzenden. Die Wahl bedarf der Beſtätigung des Finanzminiſters. ai 

(2) Scheidet der Stellvertreter des Vorſitzenden während der Dauer der Wahlperiode aus dem Aus— 
ſchuß aus, ſo findet bei dem nächſten Zuſammentreten des Ausſchuſſes eine Erſatzwahl ſtatt, die ebenfalls der 
Beſtätigung des Finanzminiſters bedarf. 

(1) Der Ausſchuß iſt wenigſtens einmal jährlich, ſonſt nach Bedarf von dem Vorſitzenden zu berufen. 

(2) Er muß ferner berufen werden, wenn ein Viertel der Mitglieder es beantragt. Der Antrag iſt 
bei dem Vorſitzenden unter Mitteilung beſtimmter, die Geſchäfte der Anſtalt betreffenden Gegenſtände für die 
Tagesordnung ſchriftlich zu ſtellen. 

(3) Die Berufung erfolgt durch ſchriftliche Einladung unter Mitteilung der Tagesordnung und ſoll, von 
dringenden Fällen abgeſehen, mindeſtens eine Woche vor dem Sitzungstag erfolgen. 

(4) Mit Genehmigung des Vorſitzenden können auch nachträglich Gegenſtände auf die Tagesordnung 
geſetzt werden. Jedoch iſt die Faſſung bindender Beſchlüſſe im Sinne des § 1 Abſ. 2 dieſer Verordnung von 
der Einhaltung der vorſtehenden Vorſchriften über die Einberufung des Ausſchuſſes abhängig. 


N 8 5. 

(1) Der Ausſchuß beſchließt nach der Mehrheit der abgegebenen Stimmen. 

(2) Inhaber von Stammeinlagen, denen ein mehrfaches Stimmrecht im Ausſchuſſe zuſteht, können die 
Geſamtheit der zuſtändigen Stimmen nur einheitlich abgeben, auch wenn ſie durch mehrere Mitglieder im 
Ausſchuſſe vertreten ſind. 

(3) Dem Vorſitzenden ſteht ein Stimmrecht im Ausſchuſſe nur inſoweit zu, als ihm ein ſolches von dem 
Inhaber einer Stammeinlage übertragen iſt. 

86. N . 

Soweit der Ausſchuß über feine Beratungen und Beſchlüſſe eine ſchriftliche Berichterſtattung an den 

Finanzminiſter beſchließt, iſt aus der Mitte der anweſenden Mitglieder ein Berichterſtatter zu beſtellen. 


— u — 
8575 
A) Der Vorſitzende beſtellt für jede Sitzung zur Anfertigung eines Verhandlungsberichts einen Schrift- 
führer, der nicht Mitglied des Ausſchuſſes zu fein braucht. Der Verhandlungsbericht iſt von dem Vorſitzen⸗ 
den, zwei von dem Ausſchuſſe zu ernennenden Mitgliedern desſelben und dem Schriftführer zu vollziehen, 
Abſchrift des Verhandlungsberichts iſt der Aufſichtsbehörde zu überſenden. 
(2) Der Verhandlungsbericht wird in der nächſtfolgenden Sitzung des Ausſchuſſes zur Einſicht ausgelegt. 


Abe 88. 
(.) Zur beirätlichen Mitwirkung bei den Geſchäften der Anſtalt wird ferner ein engerer Ausſchuß 
gebildet. f 

(2) Dem engeren Ausſchuſſe ſind insbeſondere alle wichtigeren Vorlagen für den Ausſchuß zur Vorbe— 

beratung zu überweiſen. Er iſt ferner gutachtlich zu hören über: 

a) die Ablehnung von Anträgen auf Zulaſſung zu einem auf Grund des § 2 Ziffer 1 des die Er⸗ 
richtung der Anſtalt betreffenden Geſetzes vom 31. Juli 1895/8. März 1924 mit der Anſtalt zu 
führenden Geſchäftsverkehr; 

p) die Aufhebung des Geſchäftsverkehrs mit einer auf Grund der unter à genannten Geſetzesſtelle mit 
der Anſtalt in Geſchäftsverkehr ſtehenden Unternehmung. 


89. 

(1) Der engere Ausſchuß beſteht aus dem Präſidenten der Kaffe als Vorſitzenden und neun Mitgliedern, 
die von dem Ausſchuſſe bei ſeinem erſten Zuſammentreten aus ſeiner Mitte gewählt werden. Für jedes zu 
wählende Mitglied wird gleichzeitig ein Stellvertreter von dem Ausſchuß aus ſeiner Mitte gewählt. Bei der 
Wahl ſollen die verſchiedenen im Ausſchuſſe vertretenen Intereſſengruppen angemeſſene Berückſichtigung finden. 
Die Vertretung des Vorſitzenden führt der Stellvertreter des Vorſitzenden im Ausſchuſſe, falls dieſer dein 
engeren Ausſchuß angehört; andernfalls wird der Stellvertreter des Vorſitzenden von dem engeren Ausſchuſſe 
bei deſſen erſtem Zuſammentreten für ſeine Amtsdauer aus ſeiner Mitte gewählt. Dabei finden die Vor⸗ 
ſchriften des §S 3 ſinngemäß Anwendung. 

(2) Die Amtszeit der Mitglieder des engeren Ausſchuſſes und ihrer Stellvertreter dauert bis zum erſten 
Zuſammentreten des Ausſchuſſes nach Ablauf von deſſen Wahlperiode. Mit dem vorzeitigen Ausſcheiden aus 
dem Ausſchuß erliſcht auch die Zugehörigkeit zum engeren Ausſchuſſe. 


(3) Für ausſcheidende Mitglieder kann eine Erſatzwahl ſtattfinden. 


$ 10. 


(i) Der engere Ausſchuß iſt zu berufen, fo oft es nach dem Ermeſſen des Vorſitzenden die Lage der 
Geſchäfte erfordert oder ein Viertel der Mitglieder die Einberufung beantragt. 


(2) Die Berufung erfolgt durch ſchriftliche Einladung unter Mitteilung der Tagesordnung. 


§ 11. . 
Im engeren Ausſchuſſe führen der Vorſitzende und jedes Mitglied je eine Stimme. Bei Stimmen⸗ 
gleichheit gibt die Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag. 5 


812 
N 2 
(1) Über jede Sitzung des engeren Ausſchuſſes iſt eine Niederſchrift aufzunehmen. 
2) Auf die Anfertigung und Auslegung der Niederſchrift ſowie auf ihre abſchriftliche Mitteilung an 
die Aufſichtsbehörde finden die Beſtimmungen des § 7 ſinngemäß Anwendung. 
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5 x $.13. RR 
2. (a) Den Miniſtern der Finanzen, für Laudwirtſchaft, Domänen und Forſten, für Handel und Gewerbe 
und für Volkswohlfahrt iſt von jeder Sitzung des Ausſchuſſes und des engeren Ausſchuſſes unter Mitteilung 
der Tagesordnung vorher Anzeige zu erſtatten. 5 5 ö 8 
(2) Beauftragte der Miniſter können, ſoweit ſie nicht Mitglieder des Ausſchuſſes ſind, an den Sitzungen 
mit beratender Stimme teilnehmen. 
(3) An den Sitzungen nehmen ferner die Mitglieder des Direktoriums mit beratender Stimme teil. 


Ss 14. 

Zur Vorbereitung für beſondere Zwecke können von dem Geſamtausſchuſſe wie auch von dem engeren 
Ausſchuß Unterausſchüſſe gebildet werden, zu denen Sachverſtändige mit beratender Stimme zugezogen werden 
können, die dem Ausſchuſſe nicht angehören. 15 

f 815. 

(1) Die Mitglieder des Ausſchuſſes erhalten für ihre Teilnahme an den Sitzungen keine Eutſchädigungen 

aus Mitteln der Kaſſe. . 
(2) Die auswärtigen Mitglieder des engeren Ausſchuſſes und etwaiger Unterausſchüſſe erhalten für ihre 
Beteiligung an den Sitzungen aus Mitteln der Kaſſe Reiſekoſten, deren Höhe einſchließlich eines etwaigen 
Zuſchuſſes bei einem außergewöhnlichen Aufwande der Finanzminiſter in Anlehnung an die für die unmittel⸗ 
baren Staatsbeamten geltenden Grundſätze feſtſetzt. Unter die Reiſekoſten fallen Tage- und Übernachtungs— 
gelder ſowie die verauslagten und erſtattungsfähigen Fahrkoſten. 

(3) Diejenigen Mitglieder des engeren Ausſchuſſes und etwaiger Unterausſchüſſe, welche nach Abſ. 2 
Satz 1 Anſpruch auf Reiſekoſten nicht haben, können Aufwandsentſchädigungen erhalten, deren Höhe ebenfalls 
vom Finanzminiſter feſtgeſetzt wird. 

(+) Staatsbeamte, welche Mitglieder des engeren Ausſchuſſes oder eines Unterausſchuſſes find, erhalten 
die ihnen für Reiſen in Dienſtangelegenheiten zuſtehenden Vergütungen. 


ü N | $ 16. 
Dieſe Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 7. Mai 1924. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. v. Richter. 


| Wahlordnung 
für die Wahl zum Ausſchuſſe der Preußiſchen Zentralgenoſſenſchaftskaſſe. 


Auf Grund des § 10 Abſ. 3 des Geſetzes, betreffend die Errichtung einer Zentralanſtalt zur Förderung 
des genoſſenſchaftlichen Perſonalkredits, vom 31. Juli 1895 (Geſetzſamml. S. 310) in der Faſſung der Be⸗ 
kanntmachung des Finanzminiſters vom 8. März 1924 (Geſetzſamml. S. 175) wird nachſtehende Wahl⸗ 
ordnung erlaſſen: i 


1. Der Wahlverband umfaßt diejenigen Inhaber von Stammeinlagen, deren Einzahlung auf die 
Stammeinlagen dem Werte nach nicht 50 000 Goldmark beträgt oder nicht durch 50 000 ohue 
Reſt teilbar iſt. 1 9517 i 5 a 


2. Die Wahl ſoll zu Beginn der dreijährigen Amtsperiode des Ausſchuſſes und vor deſſen erſtem 
Zuſammentreten ſtattfinden. 


8 


S 


10. 


ib, 


12. 


Die Niederſchrift und die ihr anzufügende Wählerliſte ſind von dem Wahlvorſtande zu unterzeichnen. 


Se 


Ort und Zeit der Wahl beſtimmt der Vorſitzende des Ausſchuſſes unter Benachrichtigung der 
in dem Wahlverbande zuſammengeſchloſſenen Wahlberechtigten. Die Benachrichtigung ſoll ſpäteſtens 
acht Tage vor dem für die Wahl angeſetzten Tage durch eingeſchriebenen Brief erfolgen. 


Die von den Wahlberechtigten zur Wahlverſammlung entſaudten Vertreter haben ſich. auf Verlangen 


des Wahlvorſtandes durch Vollmachten auszuweiſen. 5 
Es iſt zuläſſig, daß mehrere Wahlberechtigte dieſelbe Perſon zu ihrer Vertretung bevollmächtigen. 


Der Wahlvorſtand beſteht aus dem Vorſitzenden des Ausſchuſſes und zwei Beiſitzern, welche von 


der Wahlverſammlung aus der Zahl der Wähler zu wählen ſind. 
Der Vorſitzende ernennt einen der Beiſitzer zum Schriftführer. 


Die Wahlverſammlung wählt für die in dem Wahlverbande vertretenen eingezahlten Stammeinlagen 


je im Werte von 50.000 Goldmark ein Ausſchußmitglied. 


Innerhalb des Wahlverbandes hat jeder Wahlberechtigte für den Wert von 5.000 Goldmark 
eingezahlter, noch nicht im Ausſchuſſe vertretener Stammeinlage eine Stimme. f 


Als Anlage zur Niederſchrift iſt eine Lifte der Wahlberechtigten mit Angabe der jedem einzelnen 
zuſtehenden Stimmenzahl zu führen. 8 ’ 

Die Wahl erfolgt durch mündliche Erklärung der Wähler, die in der Liſte der Wahlberechtigten 
vermerkt wird. f f 


Sofern mehrere Ausſchußmitglieder von dem Wahlverbande zu wählen ſind, kann die Wahl 
nach dem Ermeſſen des Wahlvorſtandes in einem oder mehreren Wahlgängen erfolgen. 


Die Wähler haben für jeden Wahlberechtigten ſo viel Namen zu nennen, als Ausſchußmitglieder in 


dem Wahlgange zu wählen find. 


Die Stimmen eines Wahlberechtigten mit mehreren Stimmen können nur einheitlich abgegeben 
werden. 


Ungültig ſind Stimmen, welche unter Proteſt oder Vorbehalt abgegeben werden. 


Über die Gültigkeit der Stimmen entſcheidet der Wahlvorſtand. 

Während der Wahlhandlung erſcheinende Wähler können an der nicht geſchloſſenen Wahl teil— 
nehmen. a 

Nach Ablauf der Wahlhandlung erklärt der Wahlvorſtand die Wahl für geſchloffen. 

Das Ergebnis der Wahl wird von dem Wahlvorſtand auf Grund der abgegebenen Stimmen ermittelt. 

Als gewählt ſind diejenigen zu betrachten, welche in einem einzelnen Wahlgange mehr als die 
Hälfte der Stimmen erhalten haben. 

Soweit ſich keine abſolute Stimmenmehrheit ergibt, findet eine engere Wahl zwiſchen denjenigen 
Perſonen, welche die meiſten Stimmen erhalten haben, in doppelter Zahl der zu wählenden Aus⸗ 
ſchußmitglieder ſtatt. Bei Stimmengleichheit entjcheidet das von dem Vorſitzenden zu ziehende Los 
darüber, wer auf die engere Wahl zu bringen und wer ſchließlich als gewählt zu betrachten iſt. 


Auf Antrag kann die Wahl, wenn kein Widerſpruch erfolgt, durch Zuruf erfolgen. 


Die Niederſchrift wird dem Ausſchuſſe bei deſſen erſtem Zuſammentreten zur Kenntnis vorgelegt. 
Aber Beſchwerden gegen die Gültigkeit der Wahlhandlung entſcheidet der Ausſchuß endgültig. 


Der Vorſitzende des Ausſchuſſes hat die Gewählten von der auf fie gefallenen Wahl mit der Auf- 
forderung in Kenntnis zu ſetzen, ſich über die Annahme oder Ablehnung innerhalb längſtens 2 Wochen 


zu erklären. Wer dieſe Erklärung nicht abgibt, von dem wird angenommen, daß er abgelehnt hat. 


— —— ͤ —u— 


— 540 — 


(Nr. 12 845.) Erlaß des Miniſters für Volkswohlfahrt über die Anderung des Tarifs für die Gebühren 
der Kreisärzte uſw. Vom 5. Mai 1924. ae” 


Auf Grund des § 8 Abſ. 2 des Geſetzes, betreffend die Gebühren der Medizinalbeamten, vom 14. Juli 1909 
(Geſetzſamml. S. 625) wird im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter und dem Juſtizminiſter mit Wirkung 
vom 1. Mai 1924 ab beſtimmt, daß von den in Anlage I des Geſetzes angegebenen Sätzen des Tarifs für 
die Gebühren der Kreisärzte, mit Ausnahme der Gebühr nach A Ziffer 10 a, ſowie von den in der Anlage II 
angegebenen Sätzen des Tarifs für die Gebühren der Chemiker für gerichtliche und medizinalpolizeiliche 
Verrichtungen einhundert vom Hundert zur Erhebung gelangen. 

Von den Sätzen zu A Ziffer 10a des Tarifs für die Gebühren der Kreisärzte werden nur fünfzig vom 
Hundert erhoben. Wenn mehr als eine Verrichtung zu A Ziffer 10 a des Tarifs in demſelben Gebäude und 
im zeitlichen Zuſammenhange ſtatttfinden, ſo darf die Gebühr für jede Verrichtung nur zu dreißig vom 
Hundert des Tarifſatzes in Rechnung geſtellt werden. N 

Die fo erhaltenen Beträge gelten in Goldmark, und zwar nach dem im Reichs- und Staatsanzeiger 
und durch Aushang in den Poſtanſtalten bekanntgegebenen Goldumrechnungsſatze für die Reichsſteuern am 
Zahlungstage. 

Ferner wird die Vorſchrift unter K IV Nr. 18 der Anlage I des Geſetzes mit Wirkung vom 1. Mai 
1924 ab wie folgt geändert: 

Schreibgebühren für Reinſchriften werden, ſofern der Kreisarzt ſie nicht ſelbſt anfertigt, für eine 

mindeſtens 32 Zeilen von durchſchnittlich 15 Silben enthaltende Seite durch einen Betrag von zwanzig 
Goldpfennig vergütet. Jede angefangene Seite wird voll gerechnet. 

Der Erlaß vom 31. März 1924 (Geſetzſamml. S. 207) wird vom 1. Mai 1924 an außer Kraft geſetzt. 


Berlin, den 5. Mai 1924. 
Der Preußiſche Miniſter für Volkswohlfahrt. 


Hirtſiefer. 


Vekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find bekanntgemacht: 

1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 21. Oktober 1921 über die Genehmigung der 
Satzung des bisherigen Berliner Pfandbrief ⸗Inſtituts, jetzigen Berliner Pfandbrief⸗Amts (Berliner 
Stadtſchaft) durch das Amtsblatt der Regierung in Potsdam und der Stadt Berlin Nr. 48 S. 568, 
ausgegeben am 26. November 1921; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 7. Dezember 1923 über die Genehmigung der 
Aufhebung von Artikel VII der Konzeſſionsurkunde für die Braunſchweigiſche Landeseiſenbahn⸗ 
Geſellſchaft vom 6. April 1885 durch die Amtsblätter wo 
der Regierung in Hannover Nr. 18 S. 85, ausgegeben am 3. Mai 1924, und 
der Regierung in Lüneburg Nr. 14 S. 68, ausgegeben am 5. April 1924; 


3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 19. Dezember 1923 über die Genehmigung des 
Nachtrags zu der Satzung des Berliner Pfandbrief Amts (Berliner Stadtſchaft) durch das Amtsblatt 
der Regierung in Poksdam und der Stadt Berlin Nr. 3 S. 13, ausgegeben am 19. Januar 1924 


4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 17. Januar 1924 über die Verleihung des 
Enteignungsrechts an die Uberlandzentrale Stettin, Aktiengeſellſchaft in Stettin, für die Verſorgung 
der Kreiſe Randow, Greifenhagen, Uckermünde, Pyritz und Prenzlau durch die Amtsblätter 

der Regierung in Potsdam und der Stadt Berlin Nr. 6 S. 37, ausgegeben am 9. Februar 1924, und 
der Regierung in Stettin Nr. 5 S. 36, ausgegeben am 2. Februar 1924; 


DD 
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der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 27. Januar 1924 über die Genehmigung zur 


Erhöhung des Grundkapitals der Rinteln-Stadthagener Eiſenbahngeſellſchaft durch das Amtsblatt 


10. 


Ab. 


13. 


14. 


der Regierung in Caſſel Nr. 19 S. 112, ausgegeben am 10. Mai 1924; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 29. Januar 1924 über die Genehmigung der 


Anderungen der Satzung der Landſchaftlichen Bank der Provinz Schleswig⸗Holſtein durch das Amts- 
blatt der Regierung in Schleswig Nr. 14 S. 159, ausgegeben am 5. April 1924; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 20. Februar 1924 über die Verleihung des Ent- 


eignungsrechts an die Stadtgemeinde Elberfeld für die Aufſtellung von Aborten und einer Schutz 
halle neben dem Spielplatz »am Opphoff« durch das Amtsblatt der Regierung in Düſſeldorf Nr. 9 
S. 53, ausgegeben am 8. März 1924; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 25. Februar 1924 über die Genehmigung der 


Anderung der Geſchäftsanweiſung über die Ausgabe von Meliorationsſchuldverſchreibungen der Bank 
der Oſtpreußiſchen Landſchaft durch die Amtsblätter 

der Regierung in Königsberg Nr. 11 S. 67, ausgegeben am 15. März 1924, 

der Regierung in Gumbinnen Nr. 11 S. 58, ausgegeben am 15. März 1924, 

der Regierung in Allenſtein Nr. 11 S. 44, ausgegeben am 15. März 1924, und 

der Regierung in Marienwerder Nr. 11 S. 41, ausgegeben am 15. März 1924; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 15. März 1924 über die Verleihung des 


Enteignungsrechts an das Rheiniſch⸗Weſtfäliſche Elektrizitätswerk, Aktiengeſellſchaft in Eſſen, für 
die Errichtung einer Waſſergewinnungsanlage in der Gemarkung Dirmerzheim, Kreis Euskirchen, 
durch das Amtsblatt der Regierung in Köln Nr. 14 S. 79, ausgegeben am 5. April 1924; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 29. März 1924 über die Genehmigung der 
Anderungen des Statuts der Landſchaft der Provinz Weſtfalen durch die Amtsblätter 

der Regierung in Münſter Nr. 16 S. 105, ausgegeben am 19. April 1924, 

der Regierung in Minden Nr. 16 S. 61, ausgegeben am 19. April 1924, 

der Regierung in Arnsberg Nr. 17 S. 105, ausgegeben am 26. April 1924, 

der Regierung in Düſſeldorf Nr. 15 S. 84, ausgegeben am 19. April 1924, und 

der Regierung in Hannover Nr. 16 S. 65, ausgegeben am 19. April 1924; 
der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 8. April 1924 über die Genehmigung eines 
Nachtrags zu den reglementariſchen Beſtimmungen des Kur- und Neumärkiſchen Ritterſchaftlichen 


Kredit-Jnſtituts durch das Amtsblatt der Regierung in Potsdam und der Stadt Berlin Nr. 18 
S. 175, ausgegeben am 3. Mai 1924; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 8. April 1924 über die Genehmigung eines 


Nachtrags zu der Satzung der Kur- und Neumärkiſchen Ritterſchaftlichen Darlehns-Kaſſe durch das 
Amtsblatt der Regierung in Potsdam und der Stadt Berlin Nr. 18 S. 175, ausgegeben am 
3. Mai 1924; 

der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 8. April 1924 über die Genehmigung des 
XVIII. Nachtrags zu den Neuen Satzungen der Landſchaft der Provinz Sachſen durch das Amts⸗ 
blatt der Regierung in Merſeburg Nr. 19 S. 120, ausgegeben am 10. Mai 1924, 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 8. April 1924 über die Genehmigung der 
Zuſätze zum Statut und der Geſchäftsanweiſung der Landſchaftlichen Bank der Provinz Pommern 
durch die Sonderbeilage zum Amtsblatte der Regierung in Stettin Nr. 20, ausgegeben am 
Mai 19247 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 12. April 1924 über die Verleihung des Ent- 


eignungsrechts an die Braunkohlengrube Finkenheerd, Betriebsgeſellſchaft m. b. H. zu Frankfurt a. O., 
für die Errichtung einer neuen Schachtanlage nebſt den dazugehörigen Tagesanlagen, einer Halde und 
eines Holzplatzes durch das Amtsblatt der Regierung in Frankfurt a. O. Nr. 17 S. 109, ausgegeben 
am 26. April 1924, 


16. 


17. 


18. 


19: 
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der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 17. April 1924 über die Verleihung des Ent⸗ 
eignungsrechts an das Elektrizitätswerk Aberlandzentrale Derenburg a. H., e. G. m. b.⸗H. in Deren⸗ 
burg a. H., für die Errichtung einer Schaltſtation in der Gemeinde Dardesheim, Kreis Halberſtadt, 


durch das Amtsblatt der Regierung in Magdeburg Nr. 19 S. 161, ausgegeben am 10. Mai 1924 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 22. April 1924 über die Verleihung des Ent- 
eignungsrechts an die Stadt Hersfeld, Regierungsbezirk Caſſel, für den Bau und Betrieb der Privat⸗ 
anſchlußbahn beim Reichsbahnhof Hersfeld an der Strecke Bebra-Frankfurt a. M. durch das Amtsblatt 
der Regierung in Caſſel Nr. 19 S. 111, ausgegeben am 10. Mai 1924; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 22. April 1924 über die Verleihung des Ent⸗ 


eignungsrechts an die Landgemeinde Weſtenholz, Kreis Paderborn, für den Ausbau der Gemeinde— 
ſtraße Weſtenholz-Birkendamm-Ottensdamm-Schildkrug durch das Amtsblatt der Regierung in 
Minden Nr. 20 S. 77, ausgegeben am 17. Mai 1924; ö 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 22. April 1924 über die Verleihung des Ent- 
eignungsrechts an die Rheiderländer Elektrizitätswerke, G. m. b. H. in Leer, für den Bau von 
Überlandleitungen im Kreife Weener durch das Amtsblatt der Regierung in Aurich Nr. 19 S. 83, 
ausgegeben am 9. Mai 1924; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 27. April 1924 über die Genehmigung des 


XIX. Nachtrags zu den Neuen Satzungen der Landſchaft der Provinz Sachſen durch das Amtsblatt 
der Regierung in Merſeburg Nr. 19 S. 127, ausgegeben am 10. Mai 1924; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 3. Mai 1924 über die Verleihung des Ent- 


eignungsrechts an die Stromeinkaufsgenoſſenſchaft Glogau-Weſt, e. G. m. b. H. in Brieg, Kreis 
Glogau, für die Hochſpaunungsleikung von Leipe nach Grabig, Kreis Glogau, durch das Sonder— 
Amtsblatt der Regierung in Liegnitz S. 148, ausgegeben am 14. Mai 1924. 
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